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Sachgebiet 923 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Vehar, Lemmrich, Dr. Evers, 
Dr. Jenninger, Dr. Riedl (München), Breidbach, Mursch 
(Soltau-Harburg) und Genossen 


betr. Autosicherheitsgurte 


Die Bundesregierung trifft in ihrer schriftlichen Antwort vom 
3. März 1972 auf eine Mündliche Anfrage (176. Sitzung des 
Deutschen Bundestages, S. 10208) die sehr allgemein gehaltene 
Feststellung, „daß die Verwendung von Sicherheitsgurten in 
Kraftfahrzeugen zu einer Verminderung des Verletzungsrisikos 
beitragen kann". 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. In welchen Ländern, die eine annähernd vergleichbare Moto- 
risierungsdichte und Unfallhäufigkeit wie die Bundesrepu- 
blik aufweisen, ist der Einbau von Sicherheitsgurten in 
fabrikneuen Personenkraftwagen nicht vorgeschrieben? 

2. Hält die Bundesregierung die Aussage des Heidelberger 
Chirurgen und Unfallforschers Prof. Gögler für zutreffend, 
daß von vier toten Autofahrern noch zwei am Leben sein 
könnten und von vier Schwerverletzten drei nur leicht oder 
überhaupt nicht verletzt wären, wenn sie angegurtet ge- 
wesen wären? 

3. Hatte die Bundesregierung bereits die Möglichkeit, die 
jüngste Unfallanalyse des HUK-Verbandes auszuwerten, 
und stimmt sie mit dem auch der Öffentlichkeit bekannt 
gewordenen Ergebnis - soweit sie sich auf den Autosicher- 
heitsgurt bezieht - überein? 

4. Hält die Bundesregierung die in Presseberichten wieder- 
gegebenen Ergebnisse einer Unfallanalyse, die von der 
Adam Opel AG in Zusammenarbeit mit Ingenieuren und 
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Medizinern erstellt wurde, für zutreffend, daß fast die Hälfte 
der 8600 Menschen, die 1970 in der Bundesrepublik in Kraft- 
fahrzeugen umgekommen sind, noch leben würden, wenn sie 
Gurte angelegt hätten? 

5. Welche Gründe waren im einzelnen dafür maßgebend, daß 
die Bundesregierung gemäß ihrer schriftlichen Antwort vom 
20. Juli 1971 auf eine Mündliche Anfrage (Drucksache VI/ 
2492) beabsichtigte, noch im Jahre 1971 durch eine Ver- 
änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) 
den Einbau von Drei-Punkt-Sicherheitsgurten in fabrikneuen 
Personenkraftwagen vorzuschreiben? 

6. Welche „zusätzlichen Gesichtspunkte" haben sich im einzel- 
nen ergeben, die die Bundesregierung in einer schriftlichen 
Antwort (176. Sitzung des Deutschen Bundestages, S. 10028) 
vom 3. März 1972 veranlaßten, die in Aussicht gestellte Aus- 
rüstungsvorschrift von Kraftfahrzeugen mit Drei-Punkt- 
Sicherheitsgurten fallenzulassen, um es „der Entscheidungs- 
freiheit des einzelnen" zu überlassen, „aus der Fülle der 
Informationen über Sicherheitsgurte und ihre Wirkung die 
möglichen Schlüsse zu ziehen"? 

7. In der genannten schriftlichen Antwort vom 3. März 1972 
vertritt die Bundesregierung die Auffassung, „daß zunächst 
versucht werden sollte, die Kraftfahrzeughalter im Wege 
der Aufklärung dazu zu bewegen, freiwillig Sicherheitsgurte 
in ihren Fahrzeugen anbringen zu lassen und diese zu be- 
nützen", Wir fragen die Bundesregierung: 

a) Hat die Bundesregierung bereits einen Zeitpunkt für eine 
Aufklärungsaktion ins Auge gefaßt? 

b) Wenn nein, ist daraus zu entnehmen, daß die Bundes- 
regierung selbst den erhofften Effekt bezweifelt, solange 
keine gesetzliche Ausrüstungsvorschrift besteht und sich 
die Aufklärungsaktion nur auf die Benutzung konzen- 
trieren kann? 

8. Welche Schwierigkeiten sieht die Bundesregierung gegen- 
wärtig bei der seit längerem von der ECE angestrebten inter- 
nationalen Normung für Sicherheitsgurte im Hinblick auf 
eine internationale Ausrüstungsvorschrift von Kraftfahr- 
zeugen mit Sicherheitsgurten? 

9. Treffen Informationen zu, wonach die Bundesregierung die 
Automobilindustrie bzw. bestimmte Automobilfirmen auf 
den Einbau von Sicherheitsgurten angesprochen hat, und 
wenn ja, mit welchem Ergebnis? 
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Bonn, den 7. Juni 1972 
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